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VORGESCHICHTE Personen, die Wohneigentum besitzen und selber bewohnen, müssen ei-
nen Eigenmietwert als fiktiven Ertrag versteuern. Im Gegenzug können 
entstehende Kosten (Hypothekarzinsen, Unterhaltskosten, etc.) von der 
Steuer abgesetzt werden. Nachdem der Hauseigentümerverband (HEV) 
1999 mit einer Volksinitiative zur Einschränkung der Eigenmietwertbe-
steuerung gescheitert ist (vgl. Vorlage 451), lanciert er im Jahr 2007 er-
neut eine Volksinitiative. Diese verlangt, dass Rentnerinnen und Rentner 
bei Erreichen des Pensionsalters einmalig entscheiden können, auf die 
Besteuerung des Eigenmietwerts zu verzichten. Im Gegenzug sollen Un-
terhaltskosten nur noch bis zu einer Höhe von jährlich 4000 Franken ab-
gezogen werden können.  

Der Bundesrat lehnt die Initiative ab, weil sie zu einer Besserstellung von 
Wohneigentümern im Pensionsalter führe gegenüber solchen, die das 
Pensionsalter noch nicht erreicht haben. Zudem würden Wohneigentü-
mer gegenüber Mietern bessergestellt, was sachlich nicht zu rechtferti-
gen sei. Die Regierung schickt jedoch einen indirekten Gegenvorschlag 
in die Vernehmlassung. Dieser Entwurf sieht im Kern die generelle Ab-
schaffung der Eigenmietwertbesteuerung in Verbindung mit der vollstän-
digen Abschaffung der steuerlichen Abzugsmöglichkeiten vor. Nach wie 
vor abzugsfähig bliebe lediglich ein zeitlich beschränkter Schuldzinsab-
zug sowie die Kosten für besonders wirkungsvolle Energie- und Umwelt-
schutzmassnahmen. Obwohl der Gegenvorschlag von den Kantonen 
grossmehrheitlich abgelehnt wird, hält der Bundesrat an seinem Entwurf 
fest. Er beschliesst jedoch eine Änderung, um unter anderem Ersterwer-
bern entgegenzukommen. Trotzdem treten die beiden Kammern nicht 
auf den Entwurf ein. 

In erster Lesung überzeugt eine bürgerliche Kommissionsminderheit die 
Mehrheit des Nationalrats, die Initiative zur Annahme zu empfehlen. In 
zweiter Lesung folgt die Grosse Kammer jedoch dem deutlichen Ent-
scheid des Ständerats auf Ablehnung. In der Schlussabstimmung be-
schliesst der Nationalrat mit 119 zu 77 Stimmen (1 Enthaltung) und der 
Ständerat mit 36 zu 6 Stimmen (1 Enthaltung), die Initiative zur Ablehnung 
zu empfehlen. 

GEGENSTAND Die Volksinitiative «Sicheres Wohnen im Alter» fordert, dass Rentnerin-
nen und Rentner einmalig die Möglichkeit erhalten, auf die Besteuerung 
des Eigenmietwerts bei selbst bewohntem Wohneigentum zu verzichten. 
Im Gegenzug sollen – bis auf einen Unterhaltskostenbeitrag von jährlich 
4000 Franken Schuldzinsen und weitere Kosten nicht mehr abzugsfähig 
sein. Kosten für Massnahmen, welche dem Energiesparen, dem Umwelt-
schutz oder der Denkmalpflege dienen, sollen weiterhin voll abzugsbe-
rechtigt bleiben. 

ABSTIMMUNGSKAMPF Während im Parlament die FDP- und zunächst auch die damals noch ge-
meinsame CVP/EVP/glp-Fraktion die Initiative unterstützte, lehnt die 
Delegiertenversammlungen dieser Parteien sie ab. Ursache für das Nein 
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der FDP-Delegierten ist auch die jüngst erfolgte Ablehnung der HEV-Bau-
sparinitiative durch das Volk (vgl. Vorlage 556). Ferner sprechen sich BDP, 
SP, Grüne sowie die Gewerkschaften gegen die Initiative aus. Sie argu-
mentieren mit der entstehenden Ungleichbehandlung und erklären, die 
Initiative sei inkonsequent, weil trotz Abschaffung der Eigenmietwertbe-
steuerung weiterhin ein Steuerabzug für Unterhaltskosten zugelassen 
werden soll. Weiter werden Steuerausfälle bei Bund, Kantonen und Ge-
meinden befürchtet, die noch nicht zu beziffern seien.  

Somit setzt sich lediglich der Hauseigentümerverband mit Unterstützung 
des Gewerbeverbandes, der SVP und einiger Kantonalsektionen der 
Mitte-Parteien (FDP: 4, CVP: 2, BDP: 1) für ein Ja zur Initiative ein. Die 
Befürworter argumentieren, die geltende Eigenmietwertbesteuerung 
wirke sich speziell negativ auf ältere Menschen aus, da diese ihre Hypo-
theken oft ganz oder teilweise amortisiert haben und somit kaum oder 
gar keine Schuldzinsen mehr in Abzug bringen können. Lebenslanges 
Sparen zur Erreichung von Schuldenfreiheit solle nicht bestraft werden. 

ERGEBNIS Volk und Stände lehnen die Initiative am 23. September 2012 bei einer 
Stimmbeteiligung von 42,5% mit 52,6% Nein-Stimmen ab. 9 1/2 Stände 
befürworten die Initiative. 

Die Vox-Analyse zeigt, dass für die Ja-Stimmenden das Argument im Vor-
dergrund stand, fiktive Einkommen wie der Eigenmietwert sollten nicht 
besteuert werden. Erst an zweiter Stelle wurde die Bewahrung des Eigen-
heims für Pensionierte genannt. Für Nein-Stimmende war die entste-
hende Ungleichbehandlung das überzeugendste Argument. Bemerkens-
wert ist zudem die Feststellung der Autoren, wonach trotz Ablehnung der 
Initiative eine Mehrheit der Befragten den Argumenten der Befürworter 
zustimmten, während der Erfolg der Argumente des gegnerischen Lagers 
durchzogen geblieben sei. 
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